Auswanderungswillige verbeiständete Person mit hohem persönlichem Schutzbedarf

Problem- und Fragestellung

Als Beistand gemäss Art. 393 Ziffer 2 ZGB betreue ich einen 49-jährigen Mann K. Er hat ein Vermögen von ca. Fr. 100'000.-, bezieht eine ganze IV-Rente (Invaliditätsgrad 70%), dies nach einem längeren Aufenthalt in einer Psych. Klinik. 2- bis 3-mal im Jahr hat er einen Alkoholabsturz.

Aufgrund von mehreren Ferienaufenthalten in Kenya in den vergangen ca. 10 Jahren hat er nun beschlossen nach Kenya auszuwandern. Das Abreisedatum ist gegen Ende Februar. Die VB ist über das Vorhaben informiert.

Vor wenigen Tagen habe ich ihm ca. Fr. 1600.- gegeben, damit er das Flugbillet bezahlen kann. Ähnliche Vorgehensweisen haben in der Vergangenheit immer geklappt. Er bestand darauf dass ich ihm das Geld übergebe, um die Einzahlung selber zu machen. Nun hat er eine Nacht durchgezecht und ist am Morgen früh stark alkoholisiert überfallen worden und es wurde ihm der obige Geldbetrag geraubt.

Vor wenigen Monaten gab es ein ähnliches Ereignis, da hatte er wie oft nur zw. Fr. 100.- u. 200.-, dabei wurde ihm aber eine teure Uhr abgenommen.

Aufgrund dieser zwei Ereignisse mache ich mir Sorgen, ob es zu verantworten ist, Herrn K. nach Kenya wegziehen zu lassen. Es geht mir dabei nicht um den materiellen Verlust, sondern um seine persönliche Gefährdung in solchen Situationen in Kenya.

Meine Fragen:

1. War meine anfängliche Gelassenheit angemessen, oder sollte die Situation krititscher beurteilt werden, ev. mit dem Ziel, die Auswanderung zu K.'s Schutz zu verhindern?

2. Haben Sie Kenntnis von ähnlichen Situationen, wie wurde dabei gehandelt?

3. Müsste Herr K. bevormundet werden, falls die Auswanderung verhindert werden sollte. Dabei käme nur Art. 369 ZGB in Frage.

Erwägungen

1. In Ihrer Funktion als Verwaltungsbeistand haben Sie grundsätzlich keine persönlichen Betreuungspflichten. Allerdings ist es augenfällig, dass mit dem Entscheid von Herrn K., auszuwandern, Ihr Mandat nicht mehr erfüllt werden kann. Sie stehen demnach vor der Frage: Mandat aufheben lassen, nach Kenia übertragen oder einschneidendere Massnahmen beantragen, um das Vermögen zu sichern.

2. Der Anspruch auf Niederlassungsfreiheit (Art. 24 BV) steht im vorliegenden Fall in Konkurrenz zur Interventionspflicht der vormundschaftlichen Behörden gegenüber einer schutzbedürftigen Personen. Wie Sie den Fall schildern besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass Herr K. ausgenützt oder gar ausgeraubt wird, wann immer sich eine Gelegenheit bietet. Er scheint nicht in der Lage, Gefahren zu vermeiden oder diese selbst abzuwenden. Dabei bringt er nicht nur sein Hab und Gut, sondern auch seine persönliche Integrität in Gefahr. Diese Schwäche rechtfertigt aus meiner Sicht zweifelsohne, die Verwahrung und Verwaltung seines Vermögens behördlich zu sichern. Damit zu Ihren Fragen:

3. zu 1: Ihr gewähltes Vorgehen scheint mir rechtlich wie pädagogisch angemessen und verantwortbar. Die zurückliegenden Erfahrungen, aber auch die volle Handlungsfähigkeit von Herrn K. rechtfertigten zweifellos Ihren Entscheid. Ob die Auswanderung ein kluger Entscheid sei, sollte mit Herrn K. sicher besprochen werden (Gewinn-Verlust-Bilanz in allen Beziehungen), namentlich auch die Frage, wer ihn an seinem neuen Wohnort beschützen soll. Eine schärfere Massnahme wie eine Vormundschaft vermöchte am Umstand, dass Herr K. grundsätzlich seine Niederlassungsfreiheit anrufen kann, nichts zu ändern, es sei denn, die Vormundschaftsbehörde könnte derart schwerwiegende Einwände im Interesse von Herrn K. vorbringen, dass sich eine Einschränkung dieses Grundrechts rechtfertigen lässt (Basler Kommentar, ZGB-Affolter, N 42 zu Art. 406). Aus der geschilderten Sachlage sind m.E. keine solchen Gründe erkennbar.

4. zu 2: Ich habe keine Präjudizien gefunden, kenne aber aus der eigenen Praxis derartige Fälle. Drei sind mir bekannt, wo auch vormundschaftliche Massnahmen nicht zu verhindern vermochten, dass sich diese Personen teils ins Ausland abgesetzt haben, teils lange und grosse Reise unternahmen und schliesslich über die Konsulate wieder zurückgeschoben wurden. In einem Fall (Rumänien) haben wir trotz mehrjährigem dortigem Aufenthalt (in pragmatischer und nicht formaler Anwendung der Zuständigkeitsvorschriften, Art. 377 ZGB) für eine psychisch kranke Frau (mit Aufenthalt bei den Schwiegereltern) die Vormundschaft weitergeführt, das Einkommen/Vermögen weiterverwaltet und in Rumänien die Angehörigen als „Treuhänder“ eingesetzt.

5. zu 3: Ja, wobei ich bezweifle, dass die Voraussetzungen erfüllt sind. Die Auswanderung kann natürlich unter Umständen auch aufgrund der fremdenpolizeilichen Ordnung des Aufnahmelandes verhindert werden. Hier bestünde vielleicht eine Möglichkeit, mit Herrn K. alle Formalitäten, welche einen Wohnsitz in Kenia sicherstellen, durchzugehen. Ist Herr K. nicht abzuhalten, seinen Wohnsitz nach Kenia zu verschieben, bestünde allenfalls die Möglichkeit, mit der Schweizer Botschaft in Kenia eine Fernbetreuung zu installieren, bis sichergestellt ist, dass Herr K. dort einen neuen Lebensmittelpunkt begründet hat. Ob nach kenianischem Recht Erwachsenenschutzmassnahmen installiert werden können, entzieht sich meiner Kenntnis, könnte aber auf der kenianischen Botschaft abgeklärt werden. Allerdings bezweifle ich, dass unter derartigen Vorzeichen eine Niederlassungsbewilligung zu erwirken wäre.

6. Wenn Herr K. mit sich diskutieren lässt, könnte ein Gespräch über alle Konsequenzen seiner Wohnsitzverschiebung sicher eine Klärung bringen. Hat Herr K. z.B. eine Vorstellung, wie er in Kenia sein Vermögen sichern will? Vielleicht entschärft sich das Problem aber bereits bei der Beschaffung einer Niederlassungsbewilligung. Orientieren Sie uns, wie Sie den Fall geregelt haben?
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